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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 13. Februar 1963 

6 — 68070 — 5206/63 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrarpolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission für 


eine Verordnung des Rates zur Änderung der Verord- 
nung Nr. 55 des Rates hinsichtlich der Regelung für Malz. 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission vom 29. Januar 1963 dem Herrn Präsidenten des 
Rates der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zum genannten Kommissions- 
vorschlag ist voraussichtlich nicht vorgesehen. 

Die endgültige Beschlußfassung durch den Rat erfolgt voraus- 
sichtlich am 18./19. Februar 1963. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdnnkerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksache IV/972 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Vorschlag einer Verordnung des Rates 
zur Änderung der Verordnung Nr. 55 des Rates 
hinsichtlich der Regelung für Malz 

(Vorlage der Kommission an den Rat) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 19 des Rates 
über die schrittweise Errichtung einer gemeinsamen 
Marktorganisation für Getreide, insbesondere auf 
Artikel 14 Absatz 3, 

auf Vorschlag der Kommission und 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Verordnung Nr. 55 des Rates über die Rege- 
lung für Getreideverarbeitungserzeugnisse sieht in 
Artikel 8 für alle unter der Tarifnummer 11.07 des 
Gemeinsamen Zolltarifs aufgeführten Erzeugnisse 
einen gleich hohen, auf der Grundlage des Abschöp- 
fungsbetrages für die Gerste berechneten, beweg- 
lichen Teilbetrages der Abschöpfung vor. 

Im internationalen Warenverkehr kann jedoch 
auch Malz aus anderen Grunderzeugnissen als 
Gerste gehandelt werden. Ein Abschöpfungsbetrag, 
der ausschließlich auf der Grundlage von Gerste be- 
rechnet wird, kann bei der Berechnung des Ab- 
schöpfungsbetrages für Malz aus anderen Grunder- 
zeugnissen als Gerste Schwierigkeiten hervorrufen. 

Malz kann in der Form von Malzmehl in den 
Handel gebracht werden? es empfiehlt sich, für die- 
ses Erzeugnis einen Abschöpfungsbetrag vorzuse- 
hen. ■ > 

Für Malz wie für Malzmehl empfiehlt es sich da- 
her, einen beweglichen Teilbetrag der Abschöpfung 
auf der Grundlage des Abschöpfungsbetrages für das 


entsprechende Ausgangserzeugnis und nicht für 
Gerste vorzusehen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 8 der Verordnung Nr. 55 des Rates erhält 
folgende Fassung: 

„1. Bei den in der Anlage zur Verordnung Nr. 19 
unter der Tarifnummer 11.07 des Gemeinsamen 
Zolltarifs aufgeführten Erzeugnissen, nämlich 

Malz, auch geröstet, 

entspricht der nach Artikel 2 Absatz 1 und 2 be- 
rechnete bewegliche Teilbetrag für 100 kg eines 
verarbeiteten Erzeugnisses: 

a) bei dem ungerösteten Erzeugnis in Mehlform 
dem Abschöpfungsbetrag für 178 kg des bei sei- 
ner Herstellung verwendeten Ausgangserzeug- 
nisses; 

b) bei dem ungerösteten Erzeugnis in anderer Form 
als Mehl dem Abschöpfungsbetrag für 133 kg 
des bei seiner Herstellung verwendeten Aus- 
gangserzeugnisses; 

c) bei dem gerösteten Erzeugnis dem Abschöp- 
fungsbetrag für 155 kg des bei seiner Herstel- 
lung verwendeten Ausgangserzeugnisses. 

2. Der feste Teilbetrag für 100 kg jedes der ver- 
arbeiteten Erzeugnisse im Sinne dieses Artikels be- 
trägt 0,90 Rechnungseinheiten." 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Für den Rat 
Der Präsident 
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